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Der  
Hintergrund

Handbuch 
der guten Praxis 

politischer 
 Partizipation

Dieses Handbuch der guten Praxis 
enthält die wichtigsten Erkenntnisse 
über die Möglichkeiten von Menschen 
mit Migrationsgeschichte sich in 
den fünf Projektländern Deutschland, 
Österreich, Griechenland, Italien und 
Slowenien politisch zu beteiligen. 
Die hier zusammengefassten Empfeh­
lungen basieren auf den vorange­
gangenen nationalen Forschungsbe­
richten, die im Rahmen des Projekts 

„Empowering Migrant Voices on Integ­
ration and Inclusion Policies“ (EMVI) 1 
erstellt worden sind. Mit dem Schwer­
punkt auf bereits bewährte Praktiken 
der politischen Partizipation in jedem 
Land werden politische Empfehlun­
gen erarbeitet, um die strukturelle 
und systemisch-politische Partizipa­
tion von Menschen mit Migrations­
geschichte (insbesondre derer, die 
nicht wählen können) auf lokaler, regio­
naler und nationaler Ebene zu stärken. 

Konzipiert ist dieses Handbuch 
für Entscheidungsträger*innen, Be­
hörden, Vertreter*innen von Migrant*­
innenorganisationen, lokale Interes­
sengruppen, und alle, die es für die 
Umsetzung von Strategien und Metho­
den zur strukturellen Beteiligung, 
Inklusion und Förderung der Teilhabe 
von Menschen mit Migrationsge­
schichte nutzen wollen.
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Der  
Hintergrund

1	� Den im Rahmen des Projekts erstellte  
Forschungsbericht zu Deutschland  
finden Sie hier:  
http://moveglobal.de/wp-content/uploads/
EMVI-Bericht-Deutsch.pdf.  
Die Berichte der anderen Projektländer 
finden Sie in englischer Sprache auf der  
EU-Webseite des Projekts:  
www.diaspora-participation.eu

http://moveglobal.de/wp-content/uploads/EMVI-Bericht-Deutsch.pdf
http://moveglobal.de/wp-content/uploads/EMVI-Bericht-Deutsch.pdf
http://www.diaspora-participation.eu
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Die  
Methodik

Ausgehend von dem obengenannten Kontext 
zielt das EMVI-Projekt darauf ab, durch For-
schungsaktivitäten in jedem Partnerland be-
stimmte Aspekte im Zusammenhang mit dem 
politischen Inklusionsprozessen von Menschen 
mit Migrationsgeschichte und den Merkmalen 
ihrer politischen Beteiligung zu untersuchen. 
Aus diesem Grund wurde in jedem Partnerland 
ein Forschungsbericht 2 unter Verwendung 
eines multimethodischen Ansatzes verfasst, 
basierend auf qualitative Analysen, Sekundär
forschung, Interviews und Fokusgruppen. In 
jedem Partnerland wurden zehn Interviews mit 
Menschen mit Migrationshintergrund durch
geführt, einschließlich Geflüchteten (und sol-
chen mit internationalem oder subsidiärem 
Schutz und humanitärem Status) sowie Dritt-
staatsangehörigen und deren Nachkommen 
durchgeführt. Zudem wurden in drei Fokus
gruppen Mitglieder beratender Gremien, Men-
schen mit Flucht-und Migrationsgeschichte, 
Interessengruppen, Entscheidungsträger*innen, 
nationale/regionale/lokale Beamte und Ver
waltungsmitarbeiter*innen  befragt. Insgesamt 
wurden 50 Interviews und 15 Fokusgruppen 
innerhalb des gesamten Projektkonsortiums 
durchgeführt.

Die nationalen Berichte konzentrieren 
sich auf Menschen mit Flüchtlingsstatus (inter-
nationaler oder subsidiärer Schutz, humanitärer 
Status) sowie auf Drittstaatsangehörige und 
deren Nachkommen, einschließlich Menschen 
unterschiedlicher ethnischer Herkunft, Reli
gion, Alter, Geschlechtsidentität und sexueller 
Orientierung. Auf der Grundlage dieses Prozes-
ses bieten alle fünf nationalen Forschungsarbei-
ten eine Grundlage für die Untersuchung be-
stehender Vereinbarungen und Strukturen als 
auch für die Entwicklung neuer Wege für die 
politische Beteiligung von Menschen mit Migra-
tionsgeschichte. Zudem werden konkrete Vor
schläge gemacht, wie Menschen mit Migrations 
geschichte besser in Beratungs- und Entschei
dungsprozesse zur Gestaltung und Umsetzung 
von Partizipations-und Integrationsmaßnahmen 
eingebunden werden können.

Bei der Untersuchung in den einzelnen Partner­
ländern dieses Projekts ging es vor allem darum, 
zu verstehen, wie Menschen mit Migrationsge­
schichte politisch eingebunden und gestärkt 
werden, und wie ihre Bedürfnisse erfüllt und ihre 
Stimmen gehört werden. Gleichzeitig wurde 
untersucht, wie sie ihre Rechte auf Teilhabe an 
der Zivilgesellschaft und der Politik, wie z.B. das 
Recht auf Vereinigungsfreiheit, Versammlungs­
recht, Petitionsrecht und Wahlrecht, ausüben 
können. Der Fokus auf die Partizipationsmöglich­
keiten von Frauen war in jedem nationalen Be­
richt ein Forschungsthema. Auf der Grundlage 
der Ergebnisse wurden Empfehlungen ent­
wickelt und bewährte Verfahren aufgezeigt, um 
eine bessere Einbeziehung von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in die politischen Prozesse 
in den Ländern zu fördern. Bewährte Praktiken 
wurden aufgezeigt in Bezug auf:
•	 Bessere Zusammenarbeit und Kommu­
nikation zwischen bereits bestehenden Mig­
rant*innenorganisationen oder -räten und öffent­
lichen Behörden (lokal, regional, national);
•	 Bessere Eingliederungsprozesse (z.B. 
Aus- und Weiterbildung) mit dem Schwerpunkt 
auf politischer Beteiligung;
•	 Bessere finanzielle und strukturelle 
Unterstützung von formalen und nicht formalen 
Migrant*innenorganisationen im jeweiligen 
Partnerland.

2	� Alle fünf nationalen Berichte können  
hier abgerufen werden:  
https://diaspora-participation.eu/
national-reports-on-participation-of-migrants/
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Gute Praxis politischer  
Partizipation

Das  
Wahlrech

Ebene nur den griechischen Staatsbürger*in-
nen und EU-Inländer*innen vorbehalten und kann 
ohne Änderung der entsprechenden Verfas-
sungsbestimmung nicht auf Personen ausge-
dehnt werden, die diesen Status nicht besitzen.

Italien hat im Vergleich zu den anderen 
Projektländern die restriktivste Gesetzgebung 
zum Wahlrecht. Nach italienischem Recht kann 
die Staatsbürgerschaft durch Einbürgerung 
erst nach zehn Jahren ununterbrochenen, lega-
len Aufenthalts erworben werden, zusätzlich 
zu einer zweijährigen Dokumentenprüfung, 
nachdem eine Reihe weiterer Voraussetzungen 
wie Einkommen, Wohnung usw. erfüllt wurden. 
Aufgrund dieses langwierigen und restriktiven 
Prozesses finden Drittstaatsangehörige in den 
Gebieten, in denen sie leben, als einzige Mög
lichkeit der politischen Beteiligung alternative 
Instrumente, die zu ihrer Inklusion beitragen 
und eine aktive Bürgerschaft fördern.

Menschen mit Migrationsgeschichte, 
die auch im Rahmen der EMVI-Forschung befragt 
wurden, fordern nachdrücklich die Einführung 
des Wahlrechts. Ohne ein solches ist es schwie-
rig, von einer echten demokratischen Teilhabe 
zu sprechen. Nicht an Wahlen teilnehmen zu 
können, wird als eine Form der Diskriminierung 
angesehen, die beseitigt werden muss. Für 
Menschen ohne EU-Pass ist es nicht nachvoll-
ziehbar, warum EU-Bürger*innen das Recht 
haben, an Kommunalwahlen teilzunehmen, 
Drittstaatsangehörige aber nicht. 

Bewährte Praxis  
Slowenien

Das allgemeine Wahlrecht in Slowenien ist auch 
an die Staatsbürgerschaft geknüpft, was bedeu­
tet, dass einige Menschen, die sich in Slowenien 
aufhalten und dort leben, keinen Einfluss auf die 
politische Zukunft nehmen können, insbesondere 
Asylbewerber*innen und Geflüchtete. Der stän­
dige Wohnsitz ermöglicht jedoch das Wahlrecht 
auf lokaler Ebene. Im Jahr 2002 traten Änderungen 
des Gesetzes über Kommunalwahlen von 1993 
und des Gesetzes über politische Parteien von 
1994 in Kraft. Mit der ersten Reform wurde das 
Wahlrecht bei Kommunalwahlen auch für Auslän­
der*innen mit ständigem Wohnsitz eingeführt 
(nicht aber für Bürger*innen mit befristetem 
Wohnsitz oder Asylbewerber*innenstatus). Die 
zweite Gesetzesänderung erlaubt es EU-Bürger*­
innen, Mitglied einer slowenischen politischen 
Partei zu werden, nicht aber allen anderen aus­
ländischen Bürger*innen, z.B. aus dem ehe­
maligen Jugoslawien, die die größte Gruppe 
von Menschen mit Migrationsgeschichte 
in Slowenien darstellen.

In Österreich, Griechenland, Deutschland und 
Italien haben Drittstaatsangehörige nicht das 
Recht, an Kommunal- und Parlamentswahlen 
teilzunehmen, da das Wahlrecht streng an die 
Staatsbürgerschaft gebunden ist. Selbst wenn 
eine Person seit Jahrzehnten in Österreich lebt, 
kann ihr das Recht, zu wählen und sich so poli­
tisch zu beteiligen, verweigert werden. In allen 
oben genannten Ländern sind nur EU-Bürger*­
innen berechtigt, an Kommunalwahlen teilzu­
nehmen. Somit sind Drittstaatsangehörige von 
der herkömmlichen politischen Beteiligung, 
einschließlich der Übernahme eines politischen 
Amtes, ausgeschlossen. Die meisten politischen 
Parteien in Deutschland erlauben zwar Men­
schen ohne deutschen Pass die Mitgliedschaft 
in einer politischen Partei, sie können sich je­
doch nicht zur Wahl stellen. Bürger*innen, die 
seit Jahrzehnten in Deutschland leben, aber 
keinen EU-Pass besitzen, sind nicht wahlberech­
tigt in ihrer Kommune. Die Ausweitung des Wahl­
rechts bei Kommunalwahlen auf Drittstaatsan­
gehörige wurde aus verfassungsrechtlichen 
Gründen abgelehnt. Auch in Griechenland ist die 
Ausübung des Wahlrechts auf nationaler Ebene 
nur den Griech*innen sowie auf kommunaler 

Empfehlung 
alle Projektländer

Alle Menschen, die sich rechtmäßig und dauerhaft 
im Land aufhalten, sollten zumindest das Wahl-
recht auf lokaler Ebene erhalten, äquivalent zum 
Wahlrecht für EU-Bürger*innen.

Empfehlungen 
Deutschland

•	 Berlin sowie andere Bundesländer und 
Kommunen sollten das kommunale Wahlrecht 
auch für Nicht-EU-Bürger*innen einführen. Es 
ist sehr wichtig, die politische Teilhabe durch 
das kommunale Wahlrecht zu verändern und 
zu erweitern. 4

•	 Politische Partizipation ist ein demokrati-
sches Grundrecht und sollte nicht an die Staats-
bürgerschaft gebunden sein. Daher sollte das 
Recht, auf lokaler Ebene wählen und Petitionen 
unterzeichnen zu können, auch für Nicht-EU-
Bürger*innen gelten.
•	 Die Mindestaufenthaltsdauer für die 
Einbürgerung im Einklang mit der Mehrheit der 
EU-Mitgliedstaaten 5 sollte von 8 Jahren auf 3 
Jahre verkürzt werden.
•	 Ähnlich wie die meisten EU-Mitglieds
staaten sollte auch Deutschland nicht verlangen, 
dass eine frühere Staatsangehörigkeit aufge
geben wird, wenn man die deutsche Staatsan
gehörigkeit erwirbt oder behält. Daraus folgt: 
Doppelte Staatsbürgerschaft möglich machen! 6

•	 Das Recht, die deutsche Staatsbürger-
schaft zu beantragen, sollte auch denjenigen 
gewährt werden, die kein dauerhaftes Aufent-
haltsrecht, keine EU Blue Card oder nur eine be- 
fristete Aufenthaltserlaubnis haben.
•	 Der Zugang zur uneingeschränkten politi-
schen Teilhabe sollte nicht aus wirtschaftlichen 
Gründen verwehrt werden, d.h. die Einbürgerung 
sollte nicht nur für diejenigen möglich sein, die 
ihren eigenen Lebensunterhalt sichern können, 
sondern auch für diejenigen, die Sozialleistun-
gen benötigen oder arbeitslos sind.

Das Paradoxon, das durch die wechselseitige 
Bedingtheit von Staatsbürgerschaft und Wahl­
recht sowie politischer Partizipation entsteht, 
zeigt sich gut im Fall der Diaspora, die ebenfalls 
nicht im Land lebt und nicht unbedingt eine 
enge Verbindung zum Herkunftsland hat, aber 
wahlberechtigt ist — anders als die Mehrheit der 
Menschen ohne einen deutschen Pass, die im 
Land leben, arbeiten und nicht zuletzt Steuern 
zahlen. 3 Folglich haben Menschen, die zwar in 
dem Land gemeldet sind, dort aber nicht leben, 
mehr Rechte und können Entscheidungen über 
das Land treffen, einzig weil sie Staatsbürger*­
innen oder deren Nachkommen sind, wohin­
gegen diejenigen, die tatsächlich in dem Land 
leben und zur Gesellschaft beitragen, nicht dazu 
in der Lage sind, nur weil sie keinen deutschen 
oder EU-Pass besitzen.

Menschen, die eingewandert sind und 
eine lange Zeit in einem EU-Land leben und 
arbeiten, sind Bürger*innen dieses Landes. 
Das Recht, offiziell am politischen Leben teil­
zunehmen, ist entscheidend. Politische Teilhabe 
bedeutet, dass Zuwanderer*innen in die poli­
tischen Entscheidungsprozesse im Land ein­
bezogen werden, aktiv an diesen Prozessen 
teilnehmen und Entscheidungen beeinflussen 
können. Das Wahlrecht ist für die politische 
Teilhabe essenziell. Politische Teilhabe bedeutet 
nicht nur, dass Zuwanderer*innen die Möglich­
keit haben, an politischen Prozessen teilzu­
nehmen, sondern auch, dass sie durch Wahlen 
und über die Arbeit in politischen Parteien so­
wie durch besondere Formen der Minderheiten­
vertretung tatsächlich präsent sind und 
beteiligt werden.3	� Nach deutschem Recht kann ein deutscher 

Erwachsener, der dauerhaft im Ausland lebt, 
nur dann die Aufnahme in das Wählerverzeich­
nis seiner Kommune beantragen, wenn er a) 
nach Vollendung des 14. Lebensjahres (d.h. ab 
dem Tag des 14. Geburtstages) mindestens 
drei Monate ununterbrochen in der Bundes­
republik Deutschland gelebt hat und b) der Auf­
enthalt nicht länger als 25 Jahre zurückliegt 
(§§ 116 Grundgesetz, 12, 13 Bundeswahlgesetz).

4	� Die mehr als 30 Jahre zurückliegende Entschei­
dung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 
83, 37 – Beschluss vom 13. Oktober 1990), wonach 
nur deutsche Staatsangehörige als Staats­
volk zu verstehen und damit Nichtdeutsche von 
Wahlen auf Bundes-, Landes- und Kommunal­
ebene auszuschließen sind (EU-Bürger*innen 
können jedoch zumindest an Kommunalwah­
len teilnehmen), entspricht unseres Erachtens 
einem überholten Weltbild. Diese Auslegung 
des Grundgesetzes spiegelt nicht die Realität 
einer globalisierten Welt wider, in der Migration 
kein Phänomen, sondern Alltag ist.

5	�  “Pathways to citizenship for third-country 
nationals in the EU, Synthesis Report July 2020” 
European Migration Network (EMN)  
https://www.emn.at/wp-content/uploads/ 
2020/07/emn-synthesis-report-2020_pathways-
to-citizenship.pdf,  
Seite 16. Abgerufen am 28.02.2023.

6	 Ibid. Seite 29.

https://www.emn.at/wp-content/uploads/2020/07/emn-synthesis-report-2020_pathways-to-citizenship.pdf
https://www.emn.at/wp-content/uploads/2020/07/emn-synthesis-report-2020_pathways-to-citizenship.pdf
https://www.emn.at/wp-content/uploads/2020/07/emn-synthesis-report-2020_pathways-to-citizenship.pdf
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Empfehlungen 
alle Partnerländer

Alle Länder und Regierungsebenen sollten 
sich dem Motto anschließen, dass keine Ent­
scheidungen über Menschen mit Migrationsge­
schichte ohne sie getroffen werden sollten. 
Daher sollten auf lokaler, regionaler und natio­
naler Ebene beratende Gremien für Menschen 
mit Migrationsgeschichte eingerichtet oder, 
sofern sie bereits bestehen, verbessert werden.

Empfehlungen 
Deutschland

•	 Ein Partizipations- und Demokratieför­
derungsgesetz, das die systematische Einbezie­
hung von Menschen mit Migrationsgeschichte 
auf nationaler Ebene vorsieht (z.B. Beteiligung 
von Migrant*innenorganisationen und Beratungs­
gremien auf Bundesebene) vorsieht, sollte auf 
den Weg gebracht werden. 
•	 Transparente Partizipationsstrukturen 
und -verfahren auf nationaler und lokaler Ebene 
sollten verstätigt werden, damit Vertreter*innen 
von Menschen mit Migrationsgeschichte gut 
darüber informiert sind, was mit ihren Empfeh­
lungen geschieht und wie sie zur Politikgestal­
tung beitragen können; 
•	 Berlin, andere Bundesländer und Kommu­
nen sollten die Beiräte auf Landes- und Stadt- 
bzw. Kreisebene finanziell und personell stärker 
ausstatten. 

Partizipations-, Integrations-  
und Migrationsbeiräte

Die Forschung in Ländern, in denen die Beiräte 
gut etabliert sind (vor allem in Österreich und 
Deutschland), hat gezeigt, dass es eine erhebliche 
Lücke in der Kommunikation zwischen den Bei
räten und der Migrationsbevölkerung gibt, die 
überwunden werden sollte. Um die Beiräte auf 
breiter Ebene bekannt zu machen und auch mehr 
individuelle und nicht organisierte Vertreter*in-
nen von Menschen mit Migrationsgeschichte zu 
motivieren in Beiräten aktiv zu werden, wurden 
verschiedene Maßnahmen vorgeschlagen: 
Beiräte sollten in die Lage versetzt werden, ihre 
eigene Presse- und Kommunikationsarbeit zu 
betreiben (z.B. in Form von Pressemitteilungen, 
Websites und Social-Media-Seiten); 

Die Beiräte sollten die Möglichkeit haben, 
Sitzungen ohne die Anwesenheit von Politiker*
innen und Verwaltungsmitarbeiter*innen ab
zuhalten, um den Austausch zwischen den Bei-
ratsmitgliedern für diejenigen zu erleichtern, 
die Sprachbarrieren haben;

Die Sichtbarkeit der Räte sollte erhöht 
werden, um Vertrauen zu schaffen, indem öffent
liche Veranstaltungen mit verschiedenen mig-
rantischen Communitys und Gruppen in der Kom-
mune organisiert werden;

Ein regelmäßiger Austausch sowie eine 
regelmäßige Kommunikation zwischen den Räten 
der EU-Mitgliedstaaten und Regionen sollte ge-
schaffen werden, um eine strategische Arbeit für 
gemeinsame Anliegen zu ermöglichen;

Die Kommunen sollten den Mitgliedern der 
Beiräte Schulungen anbieten (z.B. in den Bereichen 
Interessenvertretung, Netzwerkarbeit oder Ver
waltungsarbeit und -verfahren im Allgemeinen), um 
sie in die Lage zu versetzen, mit den rhetorischen 
Fähigkeiten der politischen Entscheidungsträger*
innen umzugehen und professionell über politische 
Maßnahmen zu beraten. Die Beauftragung externer 
Ausbilder*innen aus Migrant*innenorganisationen 
sollte dementsprechend erwägt werden;

Die Räte sollten von den Menschen mit 
Migrationsgeschichte selbst gewählt werden und 
obligatorisch und regelmäßig konsultiert werden. 
Ihre Ansichten sollten von den Verwaltungen ernst 
genommen werden oder es sollte erklärt werden, 
warum etwas nicht realisiert werden konnte;
Die Mitglieder der Beiräte sollten für ihre Arbeit 
entschädigt werden.

Fast alle Befragten im Rahmen der Projektfor-
schung sind bereit, sich aktiver am politischen 
Geschehen des Landes, in dem sie leben, zu 
beteiligen, wenn sie die Möglichkeiten dazu 
erhalten. Dies ist vor allem in Slowenien der Fall, 
wo derartige Beteiligungsaktivitäten erst am 
Anfang stehen. In einigen Ländern, wie z.B. Italien, 
sind Menschen mit Migrationsgeschichte an 
der Einrichtung von Stadt- oder Migrant*innenrä-
ten interessiert oder planen, diese zu aktivieren 
und ihr Modell in ihrem Gebiet zu erneuern. Die 
Menschen mit Migrationsgeschichte sind mit 
der Geschichte ihrer Städte und Beiräte vertraut 
und sind sich einig, dass der alte Beirat inaktiv 
ist, das Modell aber erneuert werden sollte. 
In Griechenland gibt es einen starken Protago
nismus der zweiten Generation, die zu Wort
führer*innen geworden sind, Vereine und Bewe-
gungen gegründet haben und umfassend über 
die Mechanismen der Beteiligung von Menschen 
mit Migrationsgeschichte geschult sind. Politi-
sche Partizipation ist ein wechselseitiger Pro-
zess. Die lokalen, regionalen und nationalen 
Verwaltungen müssen dafür sensibilisiert wer-
den, wirksamere Instrumente zu finden, um 
Menschen mit Migrationsgeschichte in politi-
sche Entscheidungsprozesse einzubeziehen.

Nur Deutschland hat bereits ein nationa
les Beratungsgremium und regionale Bera
tungsstrukturen auf Bundesebene eingerichtet. 
In Berlin werden die Beiräte ernannt und nicht 
gewählt und haben mit dem Berliner Gesetz zur 
Förderung der Partizipation in der Migrations
gesellschaft (PartMigG) eine rechtliche Grund-
lage. Österreich, Griechenland und Italien ge
hören zu den Ländern, die keine nationalen 
Beratungsgremien haben, aber Strukturen auf 
lokaler oder regionaler Ebene vorhanden sind, 
wie z.B. der Migrant*innenbeirat in Graz, der 
auch Projektpartner des EMVI-Projekts ist. In 
Slowenien existiert so etwas noch nicht.

Die meisten Menschen mit Migrations
geschichte in den nationalen Befragungen im 
Rahmen der EMVI-Forschung sind sich einig, 
dass die effektivste Art und Weise, Partizipation 
zu gestalten, heute darin besteht, sie trans
versal zu handhaben. Alle Zuwanderer*innen 
sollten als Bürger*innen behandelt werden, die 
auch bei Themen mitreden können, die über 
die reine Migration hinausgehen, jedoch unter 
der Berücksichtigung spezifischer Bedürfnisse 
von Menschen mit Migrationsgeschichte.

Gute Praxis 
Österreich (Graz)

Der Migrant*innenbeirat Graz — der auch Partner 
des EMVI-Projekts ist — ist eine politische Vertre-
tung der Interessen von Drittstaatsangehörigen in 
Graz (10 % der Gesamtbevölkerung von Graz). Er 
besteht aus neun Mitgliedern (Nicht-EU-Bürger*in-
nen), die von in Graz lebenden Menschen ohne 
EU-Pass gewählt werden. Die Mitglieder werden in 
einer direkten und geheimen Wahl gewählt, die 
am selben Tag wie die Kommunalwahl in Graz 
stattfindet, und sind für dieselbe Legislaturperiode 
von fünf Jahren im Amt. Die Beiratsmitglieder 
arbeiten ehrenamtlich und treffen sich regelmäßig. 
Der MigrantInnenbeirat (früher Ausländerbeirat) 
wurde 1995 durch einen Grundsatzbeschluss des 
Grazer Gemeinderats (Migrantenbeirat) einge
richtet. Der MigrantInnenbeirat hat folgende 
Aufgaben: Wahrung und Schutz der Interessen 
von Menschen mit Migrationsgeschichte; Bera-
tung des Gemeinderats und der Verwaltung 
durch Anregungen, Empfehlungen und Stellung-
nahmen; Förderung eines besseren Zusammen
lebens aller Grazer*innen; Information und Bera-
tung der Vereine und der Kommune über seine 
Tätigkeit; Berichterstattung über die Situation und 
das Wohlergehen von Menschen mit Migrations
geschichte in Graz; Organisation von Seminaren, 
Veranstaltungen und Workshops zu Themen 
wie Kultur, Politik, Bildung, Soziales und Sport; 
Vernetzung und Zusammenarbeit mit den Grazer 
Stadtbehörden, Institutionen und NGOs.

Gute Praxis politischer  
Partizipation

Stärkung der  
Arbeit von Beiräten
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Empfehlungen 
Deutschland

•	 Entscheidungsträger*innen, die für die 
Entwicklung von Integrations- und Inklusionspro-
grammen und -strategien auf Bundes-, Landes- 
und kommunaler Ebene verantwortlich sind, 
sollten Partizipation als einen wechselseitigen 
Prozess hervorheben, der Maßnahmen zur För-
derung von Vielfalt, Toleranz, Antidiskriminierung 
und kultureller Sensibilität der Mehrheitsbevöl
kerung beinhaltet;
•	 Intersektionalität sollte das Querschnitts-
thema von Integrationsprogrammen sein, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass die Bevölkerung 
mit Migrationsgeschichte vielfältig ist und unter-
schiedliche Bedürfnisse hat (z.B. Frauen, Jugend
liche, Menschen mit Behinderungen, Menschen 
mit geringem Einkommen, usw.);
•	 Integrations- und Sprachkurse sollten 
für alle, die sie benötigen (ebenso auch für EU-
Bürger*innen und Menschen, die eine Aufent-
haltserlaubnis für weniger als ein Jahr erhalten), 
zugänglich gemacht werden; d. h. dass aus
reichende Mittel bereitgestellt werden sollten, 
um mehr Kurse zu eröffnen und mehr Lehr- 
kräfte einzustellen;
•	 Migration sollte als dauerhafter und 
normaler Prozess in einer globalisierten Welt 
verstanden werden, nicht als Phänomen; da-
her sollten „Integrations“-Pläne diese Idee 
aufgreifen und langfristige Projekte und An
gebote für politische Bildung vorsehen.

Empfehlungen 
alle Partnerländer

Zur Verbesserung der nationalen und lokalen 
Integrations-/Inklusionspläne werden mehrere 
Vorschläge unterbreitet:
•	 Aufnahme von Informationen und Übun-
gen/Trainings zur politischen Partizipation in 
lokalen, regionalen und nationalen Kontexten in 
die Integrationskurse;
•	 Entwicklung flexibler und nicht zeit
gebundener politischer Bildungsangebote, 
die politische Sprache und rhetorische 
Fähigkeiten schulen;
•	 Schaffung spezieller Schulungen zur 
politischen Partizipation für Frauen, die zu Zeiten 
angeboten werden, in denen sie nicht mit 
Arbeit oder Kinderbetreuung beschäftigt sind;
•	 Ausweitung von Sprachkursen, 
um Sprachtraining für politische Partizi- 
pation anzubieten;

Die Forschungsergebnisse des Projekts zeigten, 
dass in jedem der Projektländer sowohl Men-
schen mit Migrationsgeschichte als auch die 
Mehrheitsgesellschaft eine bessere Ausbildung 
für politisches Engagement und Schulungen 
zur politischen Partizipation benötigen.

In an diesem Projekt beteiligten Ländern 
wurde festgestellt, dass ein allgemeiner Mangel 
an Informationen über die Möglichkeiten der 
politischen Teilhabe und ihre politischen Rechte 
und Pflichten besteht. Sogenannte Integrations-
kurse konzentrieren sich in der Regel hauptsäch-
lich auf Sprachunterricht, Bildung, das Gesund-
heitssystem und den Arbeitsmarkt. Was in allen 
Programmen in den Projektländern fehlt, ist die 
Aufklärung darüber, wie man Vereine und Selbst-
organisationen gründet, um sich für die Bedürf-
nisse, Interessen und Forderungen von Men-
schen mit Migrationsgeschichte einzusetzen.
In allen Projektländern wurde die Meinung ge-
teilt, dass auch Menschen, die keinen EU-Pass 
haben, einen eigenständigen Standpunkt in 
politischen Debatten einnehmen und eine 
aktive Rolle bei der Gestaltung von Politik und 
Gesetzen spielen wollen.

Außerdem wird die politische Teilhabe 
oft dadurch erschwert, dass besonders Geflüch-
tete erst dann Zugang zu vielen Dienstleistungen 
haben, wenn sie einen legalen Status im Land 
erhalten haben. Während des Asylverfahrens, das 
das mehrere Jahre dauern kann, haben sie nur 
begrenzte Rechte und somit keinen Zugang zu 
Strukturen, in denen sie sich politisch beteiligen 
können. Die Einschränkungen in Bezug auf Arbeit, 
Sprachunterricht oder Reiserechte machen es 
den Menschen schwer anzukommen und sich 
einzuleben. Angesichts all dieser Einschränkun-
gen und Herausforderungen der Migration ist 
es in dieser Phase fast unmöglich, politisch aktiv 
zu sein. Eine Erkenntnis, die sich aus dem For-
schungsbericht über die Interviews mit Men-
schen mit Migrationsgeschichte besonders in 
Berlin herauskristallisierte, ist, dass die er-
schwerte rechtliche Durchsetzung von Antidis-
kriminierungsgesetzen (vor allem Rassismus be-
treffend) im Alltagskontext manchmal auch ein 
Hindernis darstellt, um politisch aktiv zu werden.

Erst wenn die Grundbedürfnisse befrie-
digt und die Lebensbedingungen stabil sind, 
fühlten sich die Befragten in allen Projektländern 
in der Lage, politisch aktiv zu werden.

Gute Praxis 
Griechenland (Heraklion)

Heraklion ist als Verwaltungszentrum Kretas ein 
Beispiel für bewährte Praktiken in der Inklusions­
politik Griechenlands. Der lokale Integrationsplan 
für Neuangekommene erwähnt die Programme 
ESTIA (des UNHCR und des griechischen Staates) 
und HELIOS (der IOM); einen Rat für die Integra­
tion bestehend aus neun Geflüchteten; dem 
regionalen Asylbüro und dem sozialmedizinischen 
Dienst, der in allen griechischen Städten weit­
gehend vorhanden ist; Zugang zu Bildung sowie 
eine Arbeitserlaubnis in der Landwirtschaft oder 
im Tourismussektor für Menschen, die noch 
im Asylverfahren sind oder einen internationalen 
Schutzstatus haben. Was aus dem Dokument 
hervorsticht und den Fall Heraklion in Griechen­
land einzigartig macht, ist der politische Wille zur 
Inklusion, der sich in der Unterstützung der von 
der Stadt Heraklion verwalteten Wohnungsbau­
programme widerspiegelt.

Um motiviert und qualifiziert an politischen 
Prozessen teilzuhaben, müssen neu Zugewan­
derte Menschen in erster Linie verstehen, wie 
das politische System in dem Land, in dem 
sie nun leben, funktioniert und wie sie sich an 
diesem Prozess beteiligen können. Wie die 
Interviews und Fokusgruppen mit Vertreter*­
innen von Menschen mit Migrationsgeschichte 
in jedem Land gezeigt haben, fühlen sich 
Menschen mit Migrations- und/oder Fluchtge­
schichte umso mehr als Teil des Landes, je 
besser sie informiert, ausgebildet und qualifi­
ziert sind, und so motiviert werden sich aktiv 
an den politischen Prozessen zu beteiligen. 
Nichts destotrotz muss noch weiter und ge­
nauer evaluiert werden, wie Politik und politi­
sche Beteiligungsstrukturen in den einzelnen 
Ländern in der Praxis umgesetzt werden.

Gute Praxis politischer  
Partizipation

Inklusions- und Integrations- 
pläne ermöglichen



4   Vertrauens- 
bildung in der  

Zusammenarbeit 
zwischen  

migrantischen  
Communitys  

und Behörden
Europäischer  

Vergleich  
und Empfehlungen

20



2322

Empfehlungen 
Deutschland

•	 Das Berliner PartMigG sollte stärker be-
worben und in verschiedenen Kontexten, die 
Menschen mit Migrationsgeschichte betreffen, 
eingebracht werden (z.B. Broschüren und Schu-
lungen an Orten, die von ihnen aufgesucht 
werden, wie Moscheen, Kulturzentren, Cafés, 
Sprachschulen, Arbeitsstätten, usw.);
•	 In Berlin sollte die Senatsverwaltung 
eine Studie durchführen und veröffentlichen, 
um den aktuellen Status quo, die Probleme 
und den Bedarf für eine vielfältigere Verwaltung 
zu ermitteln;
•	 Die Behörden und insbesondere die 
Personalabteilungen sollten mehr Antidiskrimi-
nierungs- und Diversity-Schulungen erhalten, 
um mehr Mitarbeiter*innen mit Migrationsge-
schichte einstellen zu können;
•	 Um den besten Service für die Bürger*
innen zu gewährleisten, sollte jede öffentliche 
Einrichtung und Verwaltung auf Bundes-, Landes- 
und Kommunalebene Kontakt- und Beschwer
demöglichkeiten (insbesondere bei Diskrimi
nierungsfragen) zur Verfügung stellen, und dies 
öffentlich und sichtbar machen, z.B. auf ihrer 
Website und in mehreren Sprachen. Kommuni
kation und Dienstleistungen sollten so weit 
wie möglich digitalisiert werden, um die Erledi-
gung von Bürger*innenangelegenheiten zu 
erleichtern.
•	 Auf nationaler und lokaler Ebene sollte ein 
Quotensystem eingeführt werden, das festlegt, 
wie viele Stellen mit Menschen mit Migrations-
hintergrund/Diskriminierungserfahrung besetzt 
werden sollten.
•	 Es ist auch wichtig, strukturelle Ungleich-
heiten im Bildungssystem und auf dem Arbeits-
markt zu bekämpfen, um zu gewährleisten, dass 
die Menschen tatsächlich ähnliche Chancen in 
der beruflichen Laufbahn haben.

Lokale, regionale und nationale Behörden sollten 
auf allen Ebenen mit Menschen unterschied­
licher ethnischer Herkunft, Hautfarbe, Religion, 
Alter, Geschlecht und Gender zusammenar­
beiten, um Vertrauen in politische Prozesse zu 
schaffen. Die Behörden sollten ein integrati­
veres und vielfältigeres Arbeitsumfeld schaffen. 
Die Bekämpfung von Rassismus und anderen 
Formen von Diskriminierung sollte ein fester 
Bestandteil der Verwaltungsarbeit sein, damit 
sich Menschen mit Migrationsgeschichte 
in den politischen Prozessen auf allen Ebenen 
frei, sicher und willkommen fühlen.

Geschultes Personal in Themen der Diskri­
minierung und Diversity sollte stärker in öffent­
liche Gremien einbezogen und in öffentlichen 
Einrichtungen beschäftigt werden. Andererseits 
sollten Schulungen und Workshops für Mitar­
beiter*innen der staatlichen Behörden, lokalen 
und regionalen Räte und Ämter organisiert 
werden, um sie für die Belange von Menschen 
mit Migrationsgeschichte zu sensibilisieren. 
Nicht organisierten Menschen mit Migrations­
geschichte und schutzbedürftigen Gruppen 
wie Frauen sollten mehr Möglichkeiten zum 
Austausch mit Entscheidungsträger*innen ge- 
geben werden.

Die EMVI-Forschung sowie andere Stu­
dien 8 zeigen, dass in den Kommunen, die in 
diesem Projekt Partner sind, immer noch eine 
Diskrepanz zwischen der Vertretung von Men­
schen mit Migrationsgeschichte in öffentlichen 
Stellen und ihrem Anteil an der Bevölkerung 
besteht. Dies sollte geändert werden.

Gute Praxis 
Deutschland (Berlin)

Das Projektkonsortium sieht das Berliner Gesetz 
zur Förderung der Partizipation in der Migrations­
gesellschaft – PartMigG 7 als eine gute Praxis 
an, die in Zusammenarbeit mit verschiedenen 
Migrant*innenorganisationen und dem Landes­
beirat für Partizipation erarbeitet wurde. Viele 
Vertreter*innen von Menschen mit Migrations­
geschichte wünschten sich eine ähnliche Heran­
gehensweise an die Politikgestaltung, wie bei 
der Erarbeitung des PartMigG in anderen Politik­
feldern, die sie betreffen.

Gute Praxis politischer  
Partizipation

Vertrauensbildung zwischen  
migrantischen Communitys und Behörden

7	� https://www.berlin.de/lb/intmig/themen/
partizipation-in-der-migrationsgesellschaft/ 

8	� Im EU-weiten Vergleich sind nur 1,3 % der Nicht-
EU-Bürger*innen in der öffentlichen Verwaltung 
und im Verteidigungssektor sowie in der gesetz-
lichen Sozialversicherung beschäftigt, im Ver-
gleich zu den EU-Bürger*innen (7,5 %). Siehe 
auch: Eurostat-Daten, 1. Januar 2021. „Employ-
ment of immigrants, Under-represented sectors.” 
https://commission.europa.eu/strategy-and-
policy/priorities-2019-2024/promoting-our-euro-
pean-way-life/statistics-migration-europe_en. 
Abgerufen am 01.03.2023. Zwischen 2009 und 
2019 stieg der Frauenanteil in der Bundesverwal-
tung von 35 % auf 40 %, während der Anteil der 
Personen mit Migrationshintergrund von 8 % auf 
12 % anstieg. Dieser Anteil spiegelt immer noch 
keine angemessene Vertretung der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund von 27,5 % der 
deutschen Bevölkerung wider. Ette und Straub 
(März 2022). „Vielfalt und Teilhabe in der öffentli-
chen Verwaltung“  
https://www.bib.bund.de/Publikation/2022/
pdf/Policy-Brief-Vielfalt-und-Teilhabe-
in-der- oeffentlichen-Verwaltung.pdf?__
blob=publication File&v=4,  
Abgerufen am 28.02.2023

Empfehlungen 
alle Länder

Generell sollte die strukturelle Einbindung von 
Menschen mit Migrationsgeschichte und ihren 
Organisationen auf allen Regierungsebenen 
verbessert werden, beginnend mit der Erhöhung 
des Anteils von Menschen mit Migrationsge-
schichte im Verwaltungspersonal. Informellen 
und innovativen Instrumenten, wie E-Partizi
pation, thematische Treffen und runde Tische 
sollen fest etabliert werden, um Menschen 
mit Migrationsgeschichte, einen direkten und 
organsierten Austausch mit Entscheidungs-
träger*innen zu ermöglichen.

https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/statistics-migration-europe_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/statistics-migration-europe_en
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities-2019-2024/promoting-our-european-way-life/statistics-migration-europe_en
https://www.bib.bund.de/Publikation/2022/pdf/Policy-Brief-Vielfalt-und-Teilhabe-in-der-oeffentlichen-Verwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bib.bund.de/Publikation/2022/pdf/Policy-Brief-Vielfalt-und-Teilhabe-in-der-oeffentlichen-Verwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bib.bund.de/Publikation/2022/pdf/Policy-Brief-Vielfalt-und-Teilhabe-in-der-oeffentlichen-Verwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bib.bund.de/Publikation/2022/pdf/Policy-Brief-Vielfalt-und-Teilhabe-in-der-oeffentlichen-Verwaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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Es ist wichtig, weiterhin in die Selbstorganisatio-
nen von Geflüchteten und von Menschen mit 
Migrationsgeschichte, die schon länger im Land 
leben, zu investieren, da sie eine wichtige Rolle 
spielen bei der Inklusion von Neuangekommen. 
Gleichzeitig ist es wichtig, diese Organisationen 
in die bestehenden Strukturen einzubinden, 
damit sie Teil des bürgerlichen Lebens werden. 
Es sollten mehr Mittel und Unterstützung zur 
Verfügung gestellt werden, damit Kapazitäten 
aufgebaut und mittel- und langfristige Projekte 
durchgeführt werden können. Andere zivilge
sellschaftliche Organisationen sollten ihre Akti
vitäten fördern.

Eine strukturelle und grundlegende Finanzie­
rung von Migrant*innenenorganisationen auf 
lokaler, regionaler und staatlicher Ebene ist 
von entscheidender Bedeutung, um sicherzu­
stellen, dass sie in der Lage sind, sich stärker 
für eine integrative Politik und eine professio­
nelle Beratung der Verwaltung und der lokalen, 
regionalen und nationalen Regierung einzu­
setzen und ihre Vereinigungsfreiheit zu fördern. 

Menschen mit Migrationsgeschichte 
sollten ermutigt werden, sich in Migrant*­
innenenorganisationen politisch zu engagieren. 
Des Weiteren sollten diese Organisationen 
angemessen finanziert werden, damit sie ihre 
Programme entwickeln können. Es ist auch 
wichtig, die Selbstorganisation von Menschen 
mit Migrationsgeschichte, ihre Verbände, Netz­
werke und Vereinigungen systematisch und 
finanziell zu fördern und zu unterstützen. Bloße 
Rechte bedeuten nicht viel, wenn es keine Macht, 
kein Selbst-Empowerment und keine Emanzi­
pation gibt, um diese Rechte zu verwirklichen.

Die Zusammenarbeit zwischen der Ver­
waltung und den Migrant*innenorganisationen 
sollte mit entsprechenden Projektmitteln 
oder speziellen Mitteln für Beratungsleistungen 
vergütet werden. Bürgerschaftliches Engage­
ment in migrantischen Communitys und Mig­
rant*innenorganisationen kann Neuankommen­
den helfen, sich einzuleben und ein soziales 
Netzwerk aufzubauen. Darüber hinaus geben 
diese Organisationen Menschen mit Migrations­
geschichte eine Stimme. 

Gute Praxis  
Italien

Das italienische Ministerium für Arbeit und 
Sozialpolitik hat das Register der Verbände, 
Körperschaften und anderer privater Einrichtun­
gen, die Aktivitäten zugunsten von Neuange­
kommen durchführen, eingerichtet, welches 
Verbände umfasst, die die Integration und Inklu­
sion nicht-italienischer Bürger*innen durch 
Aktivitäten in verschiedenen Bereichen fördern; 
wie z.B. durch die Bereitstellung von Sprach­
kursen; die Verbreitung von Informationen zur 
Unterstützung des Prozesses der Inklusion in 
die Gesellschaft; die Aufwertung der kulturellen 
Ausdrucksformen des Herkunftslandes; die 
Prävention und Bekämpfung aller Formen von 
Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit 
interkulturelle Mediation; die Organisation von 
Schulungskursen für Personen in öffentlichen 
oder privaten Einrichtungen, die mit der Migra­
tionsbevölkerung in Kontakt stehen; usw. Das 
Ministerium kümmert sich auch um die Finanzie­
rung dieser Organisationen.

Ein Beispiel dafür ist das CONNGI 9 (Coor­
dinamento Nazionale Nuove Generazioni Ita­
liane), das als Projekt des Ministeriums für Arbeit 
und Sozialpolitik begann und sich dann als Ver­
band der zweiten Ebene etablierte, in dem 35 
von Jugendlichen der zweiten Generation von 
Menschen mit Migrationsgeschichte gegrün­
dete Verbände landesweit zusammengeschlos­
sen sind. Ein weiteres Beispiel für die Unter­
stützung von Migrant*innenverbänden bei der 
Verbesserung ihrer Kompetenzen ist das von 
der Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) geförderte A.MI.CO- Programm 10, das 
von der IOM gefördert wird und die Möglichkeit 
bietet, an Ausschreibungen teilzunehmen und 
Finanzierungen in Form von Zuschüssen zu 
erhalten. Es gibt auch andere derartige Finan­
zierungen, die vom Sektor der internationalen 
Aktivitäten verschiedener Regionen gefördert 
werden, (wie z.B. der Region Toskana oder 
der Region Lombardei usw.), die im Laufe der 
Jahre ebenfalls Finanzmittel für Vereinigun­
gen von Menschen mit Migrationsgeschichte 
in Form von Zuschüssen zur Verfügung 
gestellt haben.

Gute Praxis politischer  
Partizipation

Förderung für  
Migrant*innenorganisationen

9	� Webseite des Verbands: https://conngi.it/.  
Abgerufen am 01.03.2023.

10	� Chi trova A.MI.CO. trova:  
https://italy.iom.int/sites/g/files/tmzbdl1096/
files/documents/Amico_Digital_.pdf.  
Abgerufen am 01.03.2023.

Empfehlungen  
alle Länder

Die Integrations-und Partizipationspolitik muss 
strukturell verbessert werden, einschließlich 
der Finanzierung von Migranten*innenorganisa-
tionen und Aktivitäten, die auf die Partizipations-
möglichkeiten von Frauen zugeschnitten sind.

Empfehlungen 
Deutschland

•	 Migrant*innenorganisationen sollten 
als gleichberechtigt mit anderen, nicht von 
Menschen mit Migrationsgeschichte geleite
ten Organisationen der Zivilgesellschaft und 
als verlässlich bei der Umsetzung von staatlich 
finanzierten Projekten angesehen werden. 
Sie sollten in die bestehenden Konsultations
strukturen integriert werden.
•	 Migrant*innenorganisationen sollten 
eine Strukturförderung erhalten, wenn sie Defi-
zite der nationalen oder lokalen Regierung aus-
gleichen, z.B. in den Bereichen Beratung, Sozial-
arbeit, Kinderbetreuung, Empowerment und 
Antidiskriminierungsarbeit sowie in anderen 
Lebensbereichen.
•	 Viele Migrant*innenorganisationen stüt-
zen sich auf ehrenamtliche Arbeit. Um ihr Perso-
nal zu professionalisieren und mehr Menschen 
mit Migrationsgeschichte eine Beschäftigung im 
politischen Bereich zu ermöglichen, müssen 
mehr professionelle Schulungen zugänglich und 
kostenlos zu Verfügung gestellt werden.

http://conngi.it/
https://conngi.it/
https://italy.iom.int/sites/g/files/tmzbdl1096/files/documents/Amico_Digital_.pdf
https://italy.iom.int/sites/g/files/tmzbdl1096/files/documents/Amico_Digital_.pdf
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